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Unterrichtung 
durch das Europäische Parlament 

Entschließung zu Erweiterung und Neutralität 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT 

— in Kenntnis der Entschließungsanträge der Abgeordneten 

a) Langer zur Erweiterung der Gemeinschaft und Neutralität 
(B3-1547/92) und 

b) Poettering und anderen zur Erweiterung und Neutralität 
(B3-1550/92), 

— unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. Mai 1991 zur 
Erweiterung der Europäischen Gemeinschaft und den Be-
ziehungen zu anderen europäischen Ländern'), 

— unter Hinweis auf seine Entschließung vom 10. Juni 1991 zu 
den Perspektiven für eine europäische Sicherheitspolitik: Die 
Bedeutung der Europäischen Sicherheitspolitik und ihre Aus-
wirkungen auf die Europäische Politische Union 2 ), 

— unter Hinweis auf seine Entschließung vom 20. Januar 1993 zu 
der Gestaltung und der Strategie der Europäischen Union im 
Hinblick auf ihre Erweiterung und die Schaffung einer ge-
samteuropäischen Ordnung 3 ), 

— unter Hinweis auf seine Entschließung vom 10. Februar 1993 
zur Erweiterung der Gemeinschaft 4 ), 

— unter Hinweis auf seine Entschließung vom 27. Mai 1993 zu 
der Entwicklung der West-Ost-Beziehungen in Europa und 
ihre Auswirkungen auf die europäische Sicherheit 5 ), 

1) ABI. Nr. C 158 vom 17. Juni 1991, S. 54. 

2) ABl. Nr. C 183 vom 15. Juli 1991, S. 18. 

3) ABI. Nr. C 42 vom 15. Februar 1993, S. 124. 

4) ABl. Nr. C 72 vom 15. März 1993, S. 69. 

5) ABl. Nr. C 176 vom 28. Juni 1993, S. 185. 

Zugeleitet mit Schreiben des Generalsektretärs des Europäischen Parlaments 013 117 vom 15. April 1994. 

Das Europäische Parlament hat die Entschließung in der Sitzung vom 24. März 1994 angenommen. 



Drucksache 12/7360 	Deutscher Bundestag — 12, Wahlperiode 

— unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. Juli 1993 zur 
Erweiterung6), 

— unter Hinweis auf die schriftliche Anfrage Nr. 2408/92 vom 

6. Oktober 1992 an den Rat betreffend die Neutralität Öster-
reichs7), 

— unter Hinweis auf die schriftliche Anfrage Nr. 2728/92 vom 
21. Dezember 1992 an die Kommission betreffend die Erweite-
rung der Gemeinschaft und Gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik8), 

— in Kenntnis der Stellungnahmen der Kommission zu den Bei-
trittsanträgen Österreichs [1. August 1991, SEK (91) 1590], 
Schwedens [31. Juli 1992, SEK (92) 1582], Finnlands [4. 
November 1992, SEK (92) 2048] und Norwegens [24. März 
1993, KOM (93) 0142], und der Beitrittsanträge Zyperns und 
Maltas, 

— in Kenntnis der Schlußfolgerungen des Europäischen Rates 
von Kopenhagen (21. und 22. Juni 1993) bezüglich einer Er-
weiterung der Gemeinschaft, 

- gestützt auf Artikel 45 der Geschäftsordnung, 

— in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für auswärtige 
Angelegenheiten und Sicherheit (A3-0077194), 

A. unter Bezugnahme auf die wiederholt vom Europäischen Par-
lament eingenommene Stellung, daß die Aufnahme neuer 
Mitglieder in die Europäische Gemeinschaft weitere Reformen 
des Gemeinschaftssystems, insbesondere hinsichtlich der Ver-
tiefung der Prinzipien und Ziele, auf denen die Politische 
Union beruht, erforderlich macht (vgl. insbesondere seine Ent-
schließung vom 7. April 1992 zu den Ergebnissen der Regie-
rungskonferenzen9), 

B. unter Bezugnahme auf Artikel J. 4 Absatz 1 des Vertrages 
über die Europäische Union, der vorsieht, daß zur Gemein-
samen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) auf längere Sicht 
auch die Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik 
gehört, die zu gegebener Zeit zu einer gemeinsamen Verteidi-

gung führen könnte, 

C. in der Überzeugung, daß eine gemeinsame Außen-, Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik sich in erster Linie als Politik 
der Konfliktverhinderung und Friedenssicherung verstehen 
muß, und militärische Erwägungen bzw. Maßnahmen als 
„ultima ratio" zu betrachten sind, 

D. unter Würdigung der umfassenden Erfahrung und des außer-
ordentlich positiven Beitrags zur Erhaltung des Friedens und 
zur Verringerung von Konfliktgefahren, die einige beitrittswil-
lige Länder bislang personell sowie durch den Einsatz ziviler 
und militärischer Mittel in die internationalen Organisationen 

6) ABI. Nr. C 255 vom 20. September 1993, S. 207. 

7) AB1. Nr. C 86 vom 26. März 1993, S. 20. 

8) AB1. Nr. C 99 vom 7. April 1993, S. 19. 

9) AB1. Nr. C 125 vom 18. Mai 1992, S. 81. 
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eingebracht haben, und in der Erwägung, daß sich die Euro-
päische Union dies sinnvoll zunutze machen könnte, um ihren 
Aktionsbereich in diesem Sinne zu erweitern, 

E. in der Erwägung, daß die Europäische Union, angesichts 
zunehmender Krisenherde innerhalb und außerhalb Europas, 
mehr denn je zuvor gefordert ist, ihr politisches und wirtschaft-
liches Gewicht zur Verhinderung und zur Lösung von Konflik-
ten einzusetzen, 

F. in der Einschätzung, daß die Beitrittskandidaten, aufgrund 
ihrer geopolitischen Lage und ihrer Geschichte besondere 
Möglichkeiten und Aufgaben für die Gestaltung positiver und 
friedenssichernder Beziehungen mit den östlichen Nachbar-
staaten der Europäischen Union besitzen, 

G. im Bewußtsein, daß alle vier Staaten, mit denen zur Zeit 
Beitrittsverhandlungen geführt werden, deutlich gemacht 
haben, daß sie den Rechtsstand der Gemeinschaft und die 
Bestimmungen des Vertrages über die Europäische Union 
über die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik akzep-
tieren, 

H. im Bewußtsein, daß Artikel J. 10 des Vertrages über die 
Europäische Union die Möglichkeit einer Revision der Bestim-
mungen über die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
mit dem Ziel einer Vertiefung des Integrationsprozesses vor-
sieht, 

I. in der Erwägung, daß keiner der Beitrittskandidaten, mit 
denen zur Zeit Verhandlungen geführt werden, mit Aus-
nahme von Norwegen, einem sicherheitspolitischen Bündnis 
angehört, 

J. im Bewußtsein, daß die sicherheitspolitisch relevanten Rechts-
vorschriften Finnlands, Österreichs, Norwegens und Schwe-
dens signifikante Unterschiede aufweisen, und daß dies bei 
den Beitrittsverhandlungen berücksichtigt werden muß, 

K. in der Erwägung, daß sich alle vier Länder in der Vergangen-
heit sehr stark für den KSZE-Prozeß und bei den friedens-
erhaltenden VN-Streitkräften engagiert haben, 

L. in der Erwägung, daß weitere Länder, wie Malta und Zypern, 
offizielle Beitrittsanträge gestellt haben, und daß zudem ver-
schiedene Staaten in Mittel- und Osteuropa, in erster Linie die 
Visegrad-Länder, deutliches Interesse an einer Mitgliedschaft 
in der Europäischen Union bekundet haben, und die Perspek-
tive einer Vollmitgliedschaft dieser Länder auch in den Prä-
ambeln der mit ihnen geschlossenen Europaabkommen zum 
Ausdruck gebracht wird, 

M. in der Überzeugung, daß nach Auflösung des Ost-West-
Gegensatzes Begriff und Inhalt von Neutralität neu definiert 
werden müßten, 
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N. in der Überzeugung, daß ein wirklicher und dauerhafter politi-
scher Zusammenhalt der Europäischen Union nicht durch 
irgendwelche Kunstgriffe durchgesetzt werden kann, sondern 

notwendigerweise den historischen Grundlagen der kulturel-
len Eigenheiten und der Ideale jedes Landes Rechnung tragen 
muß und auf dem spontanen Willen der Bürger der beitritts-
willigen Länder und auf einem allmählichen Prozeß der Har-
monisierung der verschiedenen Sicherheitspolitiken sowohl 
der Mitgliedstaaten als auch der Beitrittskandidaten beruhen 

muß, 

O. im Bewußtsein, daß der Neutralitätsstatus Österreichs Pro-
bleme in den Beitrittsverhandlungen, etwa bezüglich einer 
Teilnahme an gemeinsamen Maßnahmen und gemeinsamen 
Aktionen gemäß Titel V Artikel J. 1 Absatz 3 des Vertrages 

über die Europäische Union aufwerfen könnte, 

P. im Bewußtsein, daß die österreichische Regierung in mehreren 
Verlautbarungen aus jüngster Zeit deutlich ihren Willen be-
kräftigt hat, sich vorbehaltlos an der zukünftigen Ausgestal-

tung der GASP beteiligen zu wollen, 

Q. im Bewußtsein, daß nicht alle Mitgliedstaaten der heutigen 
Europäischen Union dieselbe sicherheitspolitische Einbin-
dung etwa in die WEU haben, und daß sich daraus bereits vor 
einer Erweiterung der Union möglicherweise Probleme für die 
Ausarbeitung und Durchführung von Beschlüssen und Maß-
nahmen der Union, die verteidigungspolitische Bezüge haben, 

ergeben, 

R. in der Überzeugung, daß die sicherheits- und verteidigungs-
politische Dimension der Europäischen Union auch von den 
neutralen Beitrittskandidaten als positives Element im Prozeß 
der Europäischen Integration gesehen werden sollte, 

S. in der Einschätzung, daß die öffentliche Meinung in einzelnen 
beitrittswilligen Ländern möglicherweise eine zurückhaltende 
Einstellung zur Beteiligung ihres Staates am Aufbau der ver-
teidigungspolitischen Dimension im Rahmen der Europäi-

schen Union zum Ausdruck bringt, 

T. in der Überzeugung, daß die Erweiterung der Europäischen 
Union institutionelle Reformen mit dem Ziel einer Vertiefung 
der Gemeinschaftsbildung im Rahmen der Europäischen 
Union nach sich ziehen muß, damit die Funktionsfähigkeit der 

Union gewährt ist, 

U. in der Überzeugung, daß die Entwicklung einer gemeinschaft-
lichen Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik ein un-
verzichtbares Ziel für den Aufbau der Europäischen Union ist 
und bleibt, sofern sich die gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik nicht auf komplexe Verhandlungen auf Regie-
rungsebene beschränkt, die politisch und strategisch an die 
NATO und die WEU gebunden sind und weit von einer wirk-
lichen parlamentarischen Kontrolle und vom Willen der Bür-
ger entfernt und eindeutig darauf ausgerichtet sind, der mili-
tärischen Dimension den Vorrang vor Abrüstung, Friedens-
politik und Menschenrechten einzuräumen, 
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1. ist der Auffassung, daß durch die Erweiterung der innere 
Zusammenhalt der Europäischen Union gestärkt und ihre 
Fähigkeit zu wirksamem Handeln in der Außen- und Sicher-

heitspolitik erhöht werden muß; 

2. begrüßt, daß alle Beitrittskandidaten, mit denen Verhandlun-
gen aufgenommen wurden, ohne Einschränkungen bereit 
sind, die Bestimmungen über die Gemeinsame Außen- und 

Sicherheitspolitik des Unionsvertrages zu übernehmen; 

3. würdigt den sicherheitspolitischen Beitrag, den Norwegen im 
Rahmen des Atlantischen Bündnisses geleistet hat, ebenso wie 
die vielfältigen sicherheits- und friedensstiftenden Initiativen 

der drei anderen Beitrittskandidaten durch ihre aktive Frie-
denspolitik im Rahmen der KSZE, der UNO sowie als Vermitt-
ler zwischen Konfliktparteien in den internationalen Be-

ziehungen; 

4. ist sich bewußt, daß der Sicherheitsstatus Finnlands, Öster-
reichs, Norwegens und Schwedens eine jeweils unterschied-

liche Qualität und Tragweite hat, und dem bei den Beitritts-
verhandlungen Rechnung getragen werden muß; 

5. betont, daß die Kompatibilität des Sicherheitsstatus von Bei-
trittskandidaten mit den Bestimmungen über die Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik nach einheitlichen Kriterien 
beurteilt werden muß, und daß dieselben Kriterien auch zu-
künftigen Beitrittsverhandlungen zugrunde gelegt werden 

sollen; 

6. unterstreicht, daß die Beitrittskandidaten vom Zeitpunkt ihres 
Beitritts an in der Lage sein müssen, sich vollständig und aktiv 
an der im Vertrag über die Europäische Union vorgesehenen 

Außen- und Sicherheitspolitik zu beteiligen, 

7. wünscht, daß die Beitrittskandidaten mit dem Beitritt alle Ziele 
des Unionsvertrages, die Bestimmungen von Titel V sowie die 
dem Vertrag beigefügten einschlägigen Erklärungen in vol-

lem Umfang und vorbehaltlos akzeptieren; 

8. fordert, daß während der Beitrittsverhandlungen ein inten-
siver Dialog zwischen den Institutionen der Europäischen 
Union einerseits und den Beitrittskandidaten andererseits 
über die Entwicklung einer gemeinschaftlichen Außen- und 

Sicherheitspolitik geführt wird; 

9. ist überzeugt, daß eine volle Mitwirkung der Kandidatenlän-
der nach ihrem Beitritt an der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik zur Stabilisierung von Frieden und Sicher-
heit auf dem gesamten europäischen Kontinent beitragen 

würde; 

10. ist der Auffassung, daß die Entwicklung einer gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik im Rahmen der Euro-
päischen Union auch im genuinen Sicherheitsinteresse der 

Beitrittskandidaten liegt, 
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11. ist der Auffassung, daß der etwaige Beitritt traditionell neutra-
ler Länder, die sich dennoch im Rahmen der Tätigkeit inter-

nationaler und unparteiischer Organisationen als sehr aktiv 

erweisen, der Europäischen Union die Gelegenheit bietet, ihre 
eigene Rolle in diesem Sinne zu erweitern und sich mit 
brauchbaren zivilen Mechanismen und Strukturen auszustat-
ten, die zur Verhütung und zur Verringerung von Konflikten, 

zur Vermittlung bei Konflikten und zur Schlichtung von Streit-
fällen eingesetzt werden können; 

12. würde es begrüßen, wenn sich alle Beitrittskandidaten nach 
ihrem Beitritt aktiv und konstruktiv an der Entwicklung einer 
gemeinsamen Verteidigungspolitik, die zu einer gemein-
samen Verteidigung führen könnte, beteiligen würden; 

13. würde es begrüßen, wenn die Bevölkerungen in den Beitritts-
kandidatenstaaten die Überzeugung teilen, daß eine gemein-
same Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik ihrem 
eigenen Sicherheitsinteresse entspricht und unverzichtbarer 
Bestandteil einer Europäischen Union ist; 

14. ist der Meinung, daß eine gemeinsame Verteidigung im Rah-
men der Europäischen Union rein defensiven Charakter 
haben muß und eine gegenseitige Beistandsverpflichtung 
analog zu den Bestimmungen von Artikel V des revidierten 
Brüsseler Vertrages beinhalten sollte; 

15. betont die Notwendigkeit, angesichts zunehmender Krisen-
herde, die international koordiniertes Handeln erfordern, die 
Europäische Union in die Lage zu versetzen, als friedenserhal-
tende und friedensstiftende Kraft nach Artikel 51 der VN-
Charta wirksam werden zu können; 

16. begrüßt, daß verschiedene Beitrittskandidaten sich bereits in 
der Vergangenheit vielfach aktiv und engagiert am KSZE- 
Prozeß sowie an Friedensmissionen der Vereinten Nationen 
beteiligt haben, und sieht darin eine günstige Voraussetzung, 
damit die Europäische Union in Zukunft im Rahmen der GASP 
eine aktive gemeinsame Politik der Konfliktverhinderung und 
Konfliktschlichtung betreiben kann; 

17. würde es begrüßen, wenn die Staaten, mit denen Beitrittsver-
handlungen geführt werden, gegebenenfalls bereits vor ihrem 
Beitritt und gemäß ihren verfassungsmäßigen Möglichkeiten 
sich an friedenserhaltenden oder friedensstiftenden Maßnah-
men der Europäischen Union beteiligen würden; 

18. regt an, zu prüfen, ob und in welchem Maße Staaten, mit 
denen Beitrittsverhandlungen geführt werden, bereits vor 
ihrem Beitritt an gemeinsamen Aktionen gemäß Artikel J. 1 
Absatz 3 des Unionsvertrages beteiligt werden können; 

19. würde es begrüßen, wenn die Beitrittskandidaten, bei denen 
dies erforderlich ist, ihre Verfassungsbestimmungen im Hin-
blick auf ihre Kompatibilität mit der Entwicklung einer 
gemeinsamen Verteidigung im Rahmen der Europäischen 
Union überprüfen, und — wenn erforderlich — entsprechende 
Änderungen in die Wege leiten; 
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20. weist darauf hin, daß gemäß den Bestimmungen von Titel V 
Artikel J. 4 Absatz 2 VEU die Westeuropäische Union in einer 
Übergangszeit die Trägerorganisation für die Ausarbeitung 
und Durchführung verteidigungspolitischer Entscheidungen 
und Aktionen der Europäischen Union ist, und würde es daher 
begrüßen, wenn die Beitrittskandidaten, in der Perspektive 
ihres Beitrittes zur Europäischen Union, die rechtlichen und 
politischen Möglichkeiten prüfen, um an den Aktivitäten der 

WEU teilzunehmen; 

21. würde es begrüßen, wenn alle Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union, die noch nicht Mitglieder der WEU sind, auf eine 
Vollmitgliedschaft in der WEU, die ja gemäß Titel V Artikel 
J. 4 Absatz 2 VEU integraler Bestandteil der Entwicklung der 
Europäischen Union ist, hinwirken würden, um die Kohäsion 
der Union als Ganzes zu fördern und einem „Europe à la 
carte" entgegenzuwirken; 

22. hält eine Vollmitgliedschaft von Staaten in der WEU, die nicht 
auch Vollmitglieder der Europäischen Union werden können, 

für unzweckmäßig; 

23. ist nicht der Ansicht, daß die Zugehörigkeit zur NATO und zur 
WEU als Militärbündnisse eine wesentliche Voraussetzung für 
den Beitritt zur Europäischen Union darstellt, und hält viel-
mehr die KSZE für ein geeignetes regionales System zur Ver-
hütung und friedlichen Beilegung von Konflikten und fordert 
deshalb die Staaten der Union und die beitrittswilligen Länder 
(die bereits alle Mitglieder der KSZE sind) auf, sich für eine 
Stärkung der Strukturen und für wirksamere Beschlußverfah-
ren dieser Organisation einzusetzen; 

24. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entscheidung dem Rat, 
der Kommission, den Parlamenten der Mitgliedstaaten, den 
Parlamenten und den Regierungen Österreichs, Zyperns, 
Finnlands, Maltas, Norwegens und Schwedens sowie den 
Sekretariaten der KSZE, der WEU und der NATO zu über-
mitteln. 




